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1. Zur Zwangsarbeit
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1. Zwangsarbeit ist nicht generell verboten 
(Art. 12 GG und internationale Konventionen).

2. Zwangsarbeit ist verboten u.a.:

• als Mittel des politischen Zwangs, Strafe oder Erziehung 
politischer Gegner,

• für Zwecke der wirtschaftlichen Entwicklung,
• zur Erzeugung von Arbeitsdisziplin.

ILO-Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit von 1957 



2. Zur Zwangsarbeit
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1. Zwangsarbeit ist eine rechtstaatlich angeordnete 
Einschränkung des Menschenrechts auf Arbeitsfreiheit.

2. Sie unterliegt strengsten Beschränkungen.
3. Beispiele:

• Sie muss geeignet und erforderlich sein, die Ziele der 
Resozialisation zu erreichen.

• Sie darf weder „unnötig beschwerlich“ noch „in 
gewisser Weise schikanös“ sein (BVerfGE 74, 102).



Fazit
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1. Die DDR hat international geächtete Formen der 
Zwangsarbeit angewandt

2. Die DDR hat die Mindeststandards erlaubter Zwangsarbeit 
gröblichst verletzt durch 

• für politische Gefangene,
• zur wirtschaftlichen Entwicklung,
• zur Umerziehung „Arbeitsscheuer“.

• eine alleinige kommerzielle Ausrichtung,
• drastisch schlechtere Arbeitsbedingungen im Vergleich 

zu zivilen Arbeitern,
• ein System von „Vergütungen“ und Strafen, das aus 

ausschließlich auf Maximierung der Arbeitsleistung 
ausgerichtet war.



Das wirtschaftliche System der Zwangsarbeit
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1. Schwerpunkt war seit 1950 „die Vermehrung des 
volkswirtschaftlichen Produkts“ (Werner Gentz, VSV).

2. Ziel war „die totale Beschäftigung“ der Strafgefangenen für 
die Wirtschaft (Hauptabteilung SV 1951).

3. Die schwersten Arbeiten sollten von den „schwersten 
Verbrechern“ übernommen werden (Justizminister Fechner 
1950). 

Zu 3. gehörten unausgesprochen die politischen Gefangenen 
und sogenannte „Wirtschaftsverbecher“.

Diese Ziele blieben bis zum Ende der DDR erhalten.



Die Gefangenenquote in der DDR

6

0

50

100

150

200

250

300

350

400

Bundesrepublik

Arbeitspfl.-DDR

Gefangene-DDR

Gefangene auf 100.000 Einwohner. Vergleich DDR-Bundesrepublik



Die „planmäßige Wiederauffüllung“

nach den „Jubelamnestien“ (I)

7BArch DC 20-I/3/1071, 1072 –August 1973
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Die „planmäßige Wiederauffüllung“

nach den „Jubelamnestien“ (II)
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Verteilung in der Industrie (1960)
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Die zentrale Planung im ZK der SED

CS20131026-S.10BArch SAPMO DY 30/31198 



Verantwortung der Betriebe

CS20131026-S.11BArch DY 37/3990



Das System der Zwangsarbeit um 1975
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Unfälle um 1960

13

Die Zahl der Arbeitsunfälle war pro Kopf bis zu dreimal höher
als bei vergleichbaren zivilen Industrie-Arbeitern.
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Meldepflichtige Unfälle ziviler Arbeiter in 

der Industrie 1962
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Meldepflichtige Unfälle

Strafgefangener in der Industrie 1962

Meldepflichtige Unfälle 1962 auf je 1.000 



Unfälle (II)
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Strafgefangene hatten bei Unfällen verminderte Rechte:

• Unfallberichte wurden vom Betrieb und dem Strafvollzug 
erstellt. Damit entschieden  die Verursacher über die 
Schuldfrage. 

• Der SG musste nicht gehört werden.
• Der SG hatte kein Widerspruchsrecht
• Renten, die auf Unfälle oder Berufserkrankungen 

zurückgingen, wurden nach einem fiktiven Minimallohn 
berechnet, den der Strafvollzug bestimmte. 



Unfälle (III)

15

Interne Regelungen forderten zur Manipulation geradezu  
auf:



Vergütung (I)
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Die ausgezahlten Gelder dienten nur einem Ziel: 
den Strafgefangen zu maximaler Arbeitsleistung 
anzutreiben. 

Diesem Ziel dienten phasenweise:

• Rechtswidriger Straferlass bei permanenter Übererfüllung 
der Norm,

• eine nach Normerfüllung gestaffelte Vergütung.
• Untere Bemessungsgrenze für die Vergütung bildete die 

Erhaltung der physischen Arbeitskraft.



Vergütung (II)

17

Die Betrieb führten ab:
• Lohnsteuer an die „Finanzämter“
• Unfallumlage an die staatliche Versicherung
• Wurde nur in wenigen Fällen ausgezahlt.
• Tariflohn an den Strafvollzug
• Wurde zu ca. 80 Prozent einbehalten.
• Sozialversicherung (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) 

an den Strafvollzug
• Wurde nur zu ca. 7 Prozent in Leistungen umgesetzt.
• Die enthaltenen Rentenbeiträge wurden nicht 

angerechnet.
• Prämien an den Strafvollzug
• Wurde nach Wohlverhalten begrenzt weitergegeben.
• Lohnzuschläge an den Strafvollzug
• Wurden zum geringen Teil an die SG weitergegeben.



Saldo 1986
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Monatliche Einnahmen pro Häftling 644,00

Nicht nachgewiesene Ausgaben 347,31

Nachgewiesene Ausgaben, darunter: 296,69

Arbeitsvergütung 103,24

Unterhalt Familienangehöriger 37,34

Verpflegung, einschließlich Zubereitung 89,71

Bildung, einschließlich staatsbürgerliche Erziehung 3,76

Medizinische Betreuung/soziale Leistungen 8,27

Bekleidung (Reinigen, Färben) 8,02

Nutzungsentgelte 43,35

Zuwendungen Betriebsangehörige 1,25

Sonstiges 1,75

Einnahmen des Strafvollzuges: 257 Mio. Mark – Ausgaben für Häftlinge: 118 Mio. Mark



IKEA
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IKEA hat seit ca. 1970 Waren in der DDR gekauft.

Intensive Wirtschaftsbeziehungen setzten 1980 ein. Es 
wurde ein Trading-Büro in Ost-Berlin eingerichtet.

Zwangsarbeit wurde drei bis vier Mal bekannt.
- „Klippan“. Protest, Versprechen von Änderungen, von 

IKEA nicht überprüft.
- Lampenproduktion in Halle. IKEA vermittelt den Kauf 

einer Maschine, die Handarbeit überflüssig macht.
- In einem Fall wurde die Beziehung eingestellt (Stendal).
- Zu Mewa Naumburg als Zulieferer wurden keine 

Nachweise für direkte Wirtschaftsbeziehungen gefunden.
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